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eilige m Ar . 159 der Karlsruher Zeitung .
Mittwoch, 13 . Juni L8U4 .

Vadisther Landtag .

^ Karlsruhe , 11 . Juni . 93 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten
Gönner .

AmRegierungstisch : Staatsminister Geh . Rathvr . Nokk ,
Minister v . Brauer , Ministerialpräsident Geh . Rath
Eisenlohr , Ministerialpräsident vr . Buchenberger ,
Ministerialdirektor Seubert .

Präsident Gönner eröffnet ' /« 2 Uhr die Sitzung .
Tagesordnung , Fortsetzung der Berathung des Nach¬

trags zur Gehaltsordnung .
Eingegangen ist eine Petition einer Anzahl Eisenbahn¬

pensionäre um freie Fahrt auf der Eisenbahn .
Abg . v . Buol begründet den Antrag , die Dienstzulagen

von jährlich 300 M . für die Notariatsinspektvren zu
streichen. Der Antrag beruhe auf dem Grundgedanken ,
daß die Inhaber dieser Stellen Diäten beziehen . Ein
nicht unerheblicher Diätenbezug dürfte bei Berechnung
des Einkommens wohl in Betracht gezogen werden . Weiter
sei es nicht konsequent , diesen Beamten eine Zulage zu
geben , nachdem anders Beamte in dieser Abtheilung kxine
Zulage beziehen . Außerdem sei in Betracht zu ziehen ,
daß die sonstigen Zulagen erhöht worden seien . Ebenso
beantrage er Streichung der Dienstzulagen unter Abthei¬
lung g . Dieselbe enthält folgende Beamte : Die techni¬
schen Centralinspektoren (Ord .- Zahl 1 ) bei der Ober¬
direktion des Wasser - und Straßenbaues und bei der
Generaldirektion der Staatseisenbahnen , ferner die Vor¬
stände des Wasser - und Straßenbau - , Rheinbau - , Kultur - ,
Bszirksbauinspektionen , die Vorstände der nicht unter k.
genannten Centralanstalten und der Bezirksstellen der
Eisenbahnverwaltung (Betriebs - , Bahnbau - und Maschinen¬
inspektoren ) sowie der Dampfschiffsahrtsinspektop (Ord . -
Zahl 1 ) jährlich 300 M . Auch hier kämen die Diäten
in Betracht , die auf das Dienstrinkommen nicht einge¬
rechnet würden . Auch hier sei§n andererseits die Finanz -,
Steuer - und Kcktasterinspektoren voit der Zulage ausge¬
schlossen . Schließe man diese aber aus , so halte er
auch einen Ausschluß der übrigen Beamten dieser Klasse
für geboten . "

Staatsminister Geh . Rath vr . Nokk möchke das HauS
dringend bitten , den Anträgen des Abgeori >u «t «n P. Buol
keine Folge zu geben . Die Notariatsinspektoren , die zur
Zeit noch unentbehrlich seien, müßten aus der Zahl der
Amtsrichter oder der richterlich vorgebildeten Notare ge¬
nommen werden . Schon daraus folgere , daß die Zulage
von 500 M . nicht in Betracht gezogen werden könne.
Sie müßten natürlich die Zulagen der Amtsrichter er¬
halten . Es erscheine ihm auch selbstverständlich , die Buf -
sichtsbeamten etwa « besser zu stellen . Es wükde sonst die
Folge eintreten , daß nur wenige tüchtige Beamte , wie sie
zu . diesem Amt unbedingt nothwendig , «ine
solche Stelle anzunehmen , wie es andererselks

'
mrßklch fel .

wenn das Ministerium darauf angewiesen , .
die jüngsten

Beamten für diesen verantwortungsvollen Dienst heraus¬
zugreifen . Er könne auch versichern , daß es schwer halte ,
tüchtige Kräfte zu veranlassen , dieses verantwortungsvolle
und arbeitsreiche Amt zu übernehmen . Die Diäten
kämen dabei sehr wenig in Betracht , wie es auch nicht Jeder¬
manns Sache sei , auch zu unangenehmer Jahreszeit weg¬
zugehen und Visitationen zu besorgen . Die Hauptarbeit
liege aber in der Bearbeitung dessen, was die Beamten
draußen auf dem wichtigen und großen Gebiete der frei¬
willigen Gerichtsbarkeit gejehen , denn sie müßten ein¬
gehende Gutachten über ihre Thätigkeit erstatten . Werdet
diese Organisation geändert , so würden die Landgerichte
in die Rolle der aufsichtsführenden Behörde treten , man
sollte also diese Zulage , die nur 300 M . betrage , wenn
man bedenke, daß die Visitatoren die Stelle von Land -
gerichtsräthen vertreten , nicht schmälern . Der finanzielle
Effekt komme dabei nicht weiter in Betracht und er glaube
wirklich, daß es nicht billig wäre , diesen Visitatoren die
Dienstzulage zu nehmen .

Abg . Fieser kann im wesentlichen als richtig zugeben ,
waS Abg . v . Buol ausgeführt , doch gelange er zu einem
andern Schluß . Die Aufsicht über die Notare werde in
Zukunft den Landgerichten zufallen . So beziehe der
Untersuchungsrichter 400 M . Dienstzulage , ohne daß die¬
selbe beanstandet . Ganz gleich verhalte es sich mit den
Notariatsinspektoren . Die Regierung habe nur etwas
gethan , was bisher stets Uebung gewesen . Diese Be¬
amten hätten aber auch ein großes verantwortungsvolles

- Geschäft ; eine Entschädigung zu gewähren , sei deßhalb
wohl gerechtfertigt . Es handle sich aber auch nur um
300 M ., so daß auch der finanzielle Effekt gering sei.

Abg . Kiefer wird auch gegen diesen Antrag stimmen .
Das in Frage kommende Gebiet müsse von tüchtigen ,
hervorragenden Beamten versehen werden , denn das In¬
stitut sei von großer Tragweite für die Bevölkerungs¬
klaffen . Es handle sich um eine Sache von großem ,
materiellem Werth für die Bevölkerung , so daß diese
kleine Dienstzulage nicht in Betracht komme , wie auch
nicht viele Beamten sich für diese Thätigkeit eigneten .
Tüchtige Beamte zu erlangen , dürfe man also der Regie¬
rung nicht erschweren .

Abg . Muser wird für den Antrag stimmen , da die
vorliegende Gesetzgebung den Zweck habe , nur die mitt¬
leren und niederen Beamten besser zu stellen . Er könne
sich auch nicht überzeugen , daß die vorliegende Besser¬

stellung nothwendig sei . ES sei aber auch ein eigenthüm -
licher Satz , den Abg . Kiefer aufgestellt , die Tüchtigkeit
des Beamten durch Bezahlung erhöhen zu wollen , wäh¬
rend Abg . Fieser diesen Grundsatz kürzlich mit Entrüstung
zurückgewiesen.

Staatsminister Geh . : Rath vr . Nokk hält dem Vor¬
redner entgegen , daß > die vorliegende Frage ihm aller¬
dings als eine recht dringliche erscheine . Unbilligkeiten ,
die das bisher bestehende Gesetz enthalten , sollten besei¬
tigt werden anläßlich der vorliegenden Novelle . Nun
sage er weiter , daß die Notariatsinspektoren , wen » sie
keine Zulage erhielten , sich geradezu verschlechterten , da
dieselben , wenn aus dem Richteramte genommen , nicht
nur ihre richterlichen Prärogative , sondern in der Regel
auch ihre Dienstwohnungen aufgäben . Es sei doch wohl
kaum zulässig , einen solchen Beamten ; n fragen , ob er
finanziell auch im Stande sei . diesen Posten zu überneh¬
men . Würde diese Zulage fehlen , so sei man außer¬
ordentlich beschränkt in der Auswahl Vieser Beamten . Es
passe auch gar nicht in den Rahmen der Beamtengesetz¬
gebung , wenn die aufsichtsübenden Beamten nicht eine
kleine Besserstellung erführen , er bitte deHalb das Haus
dringend , dem Antrag v . Buol nicht zuzuDimmen .

Abg . Fieser betont dem Abg . -Rinser Gegenüber , daß
er mit dem Streichen der FunktibfisgrchMte hätte schon
bei Abtheilung 0 anfangen müssen» stvestü Gr heute diesen
Antrag unterstütze. Für . gewlff^ AnHMe gebe man allen
diesen Beamten eine Redner hebt
nochmals die hohe Bedeutung okk Notariatsinspektoren
hervor , zu deren Arbeit man die tüchtigsten Beamten aus
dem Richterstande nehmen müsse.

In einem Schlußwort des Berichterstatters Wilckens
betont derselbe , daß die Zulage lediglich eine Entschädi¬
gung für die Mehrausgaben bei der Inspektion bilde .
Es handle sich aber auch darum » Leute von Erfahrung zu
gewinnen . Der Notariatsinspektor müsse aber auch ge¬
wöhnlich seine Dienstwohpung aufgeben , so daß die heu¬
tig « Anforderung wohl begründet sei .

Der Antrag v. Buol wurde mit 30 gegen 26 Stimmen
abgelehnt .

Minister v . Brauer hebt dem tpeiterkn Antrag v . Buol
gegenüber , die Mag « für . hie Besichten Züter Affer 9x .
zu streichen, hervor , daß durch drusetbe » genannten
Techniker von jeder Aufbesserung gänzlich sisisgefchlofsen
würden . Dieser Antrag habe ihn um so mehr Über¬
rascht , als im Jahre 1892 von allen Rednern die Noch¬
wendigkeit einer durchgehenden Aufbesserung der Techniker
betvnt worden sei , so weit auch die sonstigen Anschau¬
ungen über die Ausdehnung der Türifreform auseinanver -
gegangen seien. Der Abg . Wilckens habe damals fest¬
stellen können » daß es die Ueberzeugung der Kommission
gewesen , d «n Wünschm der Ingenieure Rechnung zu
tragen , da dieselben sowohl im Rang wie Diensteinkommen
kipe wenig günstige Behandlung bisher erfahren . Dies
seb hamals Ansicht der Kommission wie des Hohen Hauses
gewesen: Wen » jetzt in letzter Stunde einer wichtigen
Kategorie dieser Techniker jede Aufbesserung entzogen
würden solle , so sei dies schon deßhalb nicht angängig ,
w«st durch Ast Legierungsentwurf die zweiten Beamten
öeo . /lechniW «n Bezirksstellen in einer Weise aufgebeffert
feien , daß

'
sie nach Annahme des v . Buol ' schen Antrags

ganz die gleichen Bezüge wie ihre Chefs haben würden .
Die Betreffenden hätten den gleichen Anfangsgehalt und
die gleichen WWeii . so daß die Besserstellung der Chefs
nur iM . HöWgxhaft M geringer Weise in die Erscheinung
trete . Das sei aber durchaus kein Unterschied zwischen
dem Chef und den anderen Beamten , für deren Arbeiten
er verantwortlich sei . Die Dienstzulage bilde ferner für
die Techniker gewissermaßen ein Aequivalent dafür , daß
sie ihre Carrime im allgemeinen bei v i abschließen , wäh¬
rend für die juristisch und kameralistisch gebildeten Be¬
amten noch mancherlei höher dotirte Posten zur Verfügung
stünden . Die technischen Beamten legten aber einen großen
Werth darauf , daß die gleiche Werthschätzung ihrer Carriere
mit jenen Beamten in irgend einer Form zur Erscheinung
trete .

Er bitte auch zu beachten , daß es sich jetzt nicht um
die Frage handle , ob die wenigen gegenwärtigen Inhaberder technischen Stellen unter v . 1 eine Dienzulage von
300 M . erhalten sollen oder nicht . Man wolle doch ein
Gesetz schaffen , das möglichst lange Jahre in unver¬
änderter Gestalt in Kraft erhalten zu können der Wunsch
des Hauses wie der Regierung sei . Dies werde wesent¬
lich erschwert, wenn man den Technikern berechtigte und
erfüllbare Wünsche nicht erfülle , und jedenfalls werde die
ratio I6gi8 nicht erreicht , die dahin ginge , für den Techniker
einen stärkeren Anreiz zu schaffen , in den Staatsdienst
zu treten . Was die Betriebsinspektoren der Eisenbahn¬
verwaltung betreffe, so seien dieselben ursprünglich aller¬
dings nicht mit einbegriffen gewesen . Die Regierung
habe dies unterlassen , weil sie sich ganz streng an das
Prinzip gehalten , bei v . 1 nur eigentliche Techniker auf¬
zubessern. Eine nähere Prüfung der Verhältnisse habe
jedoch ergeben , daß es unmöglich sei , die Betriebsinspek -
toren schlechter zu stellen , als ihre technischen Kollegen ,mit denen sie ganz die gleiche Rangstellung und analoge
dienstliche Aufgaben zu erfüllen hätten ; sie seien ihren
technischen Kollegen gegenüber sogar als die xrimi Inter
pures zu bezeichnen , insofern ihnen die Vertretung der
Eisenbahnverwaltung nach außen obliege ; sie hätten häufig

kollegialisch gemeinsam mit jenen zu verhandeln , so daßes im Interesse des Dienstes geradezu unmöglich erscheine ,diese Beamten verschieden zu behandeln . Er möchte deß¬
halb das Haus dringend bitten , die Inkonsequenz früheren
Ausführungen gegenüber zu vermeiden , die darin läge ,wenn man den Technikern dieser Klasse jede Aufbesserung
entziehen wollte . In der Generaldebatte sei viel von
Versprechungen die Rede gewesen, die man den Beamten
in Betreff der Gehaltsaufbesserung gemacht habe ; der
Abg . Muser habe sogar von einem „Rechtsanspruch " der
Beamten auf Aufbesserung gesprochen , einer juristischen
Begriffsbestimmung , der er freilich nicht folgen könne .
Wenn aber eine Beamtenkategorie behaupten könne, daß
man ihr bestimmte Versprechungen gemacht , so seien es
gewiß diese Beamten . Er glaube in Uebereinstimmungmit seinen Kollegen den Antrag v . Buol und Genossen
für unannehmbar erklären zu können , und er bitte das
Haus , ihn abzulehnen .

Abg . Fieser wendet sich gegen den weiteren Antrag
v . Buol unter Hinweis auf die Bedeutung unserer Tech¬
niker . Er frage Alle , die im Geschäftsleben stehen , ob
nicht gerade die Techniker dem Staate zu erhalten seien .
Angesichts der ungeheueren Bedeutung dieser Beamten
sei es doch für die Beamten nicht gerade verlockend , in
den Staatsdienst einzutreten , wenn der Höchstgehalt5 000 M . betrage . Was aus der Kommission hervor¬
gegangen , solle man heute nicht ändern .

Abg . Straub hält die Dienstzulagen gerade bei den
Technikern für geboten , denn es sei außerordentlich schwer ,
für den Staatsdienst Techniker zu erhalten . Als Ver -
waltnngsbeamter habe er erst erfahren müssen, wie schwer
die Durchführung von Wegbauten gewesen, da es an den
nöthigen Technikern gefehlt . Es liege aber auch ein
dienstliches Interesse vor , diese Zulage zu gewähren .
Man solle doch den guten Stamm dieser Beamten zu
erhalten suchen.

Abg . H .ug hebt hervor , daß auf dem letzten Landtag
es nicht die Intention des Hauses gewesen , diese tech¬
nischen Beamten besser zu stellen , sondern sie nur mit
den übrigen wissenschaftlichen Beamten gleich zu stellen ;
das sei durch Einreihung in Klasse v geschehen. Gewähre
man hier also Dienstzulagen , so werde man auch Unzu¬
friedenheit Hervorrufen . Der finanzielle Effekt sei nicht
so gering , wie man ihn hinstelle. Die Differenz des
ersten und zweiten Beamten sei durch den Höchstgehalt
wohl dargethan .

Ministerialpräsident Geh . Rath . Eisenlohr befindet
sich im vollen Einverftändniß mit den Ausführungendes Herrn Eiscnbahnministers und muß das Hausbitten , den Antrag v . Buol abzulehnen . Nachdem auf
dem vorigen Landtag die Besserstellung der Ingenieure
wiederholt betont , sei er der Meinung gewesen , daß die
Vorschläge der Regierung sich in so mäßigen Grenzen
bewegten , daß der Zweck , den Zugang zum Fach der
Staatsingenieure durch diese Aufbesserung zu fördern ,
nicht einmal sicher erreicht werde . Es handle sich doch
darum , die Ingenieure so zu bezahlen, daß sie Lust und
Liebe bekommen, in den Staatsdienst einzutreten . Streiche
man diese Dienstzulage , so habe der Dienstvorstand garkeine Aufbesserung und beziehe nicht mehr , wie die ihm
unterstellten Beamten . Aber auch für die Ingenieure
sei die dem Vorstand zugetheilte Dienstzulage von Wichtig¬
keit , wichtiger als der Höchstgehalt des Ingenieurs ;denn jeder tüchtige Ingenieur strebe darnach , bald
Jnspektionsvorstand zu werden , er werde also den Höchst¬
gehalt als Ingenieur selten oder nie erreichen . Dann
sei aber auch zu beachten , daß die Ingenieure nun in
Abtheilung v eingereiht worden seien , daß also bei der
Ernennung zum Vorstand die Beförderungszulage in
Wegfall komme. Falle nun die Dienstzulage auch noch
weg , so werde von einer erheblichen Aufbesserung dieser
Beamten überhaupt nicht mehr die Rede sein . Er glaube
deßhalb , daß die Anforderungen der Regierung durch
das Erforderniß des öffentlichen Dienstes gerechtfertigt
erscheinen und diese Gründe dürften durchschlagend sein,
selbst wenn andere Beamte weniger günstig gestellt sein
sollten .

Abg . Klein - Wertheim vertritt den Kommissionsantrag
und kann sich nach den bezüglichen Ausführungen aufdem letzten Landtag nur wundern , daß heute ein solcher
Antrag eingebracht .

Abg . Neumann tritt für den Kommissionsantrag ein
im Hinblick auf das lebhafte Eintreten der letzten Kammer
für Besserstellung der Ingenieure . Der Antrag v . Buol
habe in den betreffenden Kreisen lebhafte Mißstimmung
hervorgerufen , da der Strich dieser Zulage die Besser¬
stellung wieder aufhöbe . Gerade beim Stand der In¬
genieure sei die Aufbesserung geboten , denn man stehe
hier vor großen Mängeln . Die Zahl der badischen In¬
genieure sei außerordentlich klein und die Zahl derjenigen ,die sich dem Staatsexamen unterwürfen , verschwindend
gering . Wolle man die großen Staatsbauten von tüch¬
tigen Ingenieuren ausführen lassen , so müsse man die¬
selben auch bezahlen . Die Folge sei , daß man Inge¬nieure aus aller Herren Länder anstelle» müsse, und zwar
für , sehr hohen Gehalt . Das seien Zustände , die nur
beseitigt werden können, wenn man den Jngenieurstand
fördere . Er stinckre deshalb für den Antrag .

Ministerialpräsident vr . Buchenberger will als
„Dritter im Bunde " das Wort gleichfalls ergreifen , um



kund zu thun , in welcher Einmüthigkeit das Staats -

Ministerium in dieser Frage vorgegangen und welch '

großes Gewicht dasselbe darauf lege, daß hier nichts
geändert werde . Er sei dem Abgeordneten Neumann
dankbar , daß er in dieser Weise , wie er gethan , sich der

Regierungsforderung angenommen habe , und er möchte
nur hervorheben , daß es sich nicht nur um die In¬
genieure handle , von denen bis jetzt auschließlich ge¬
sprochen worden sei , sondern auch um die Staats -

architekten , und daß gerade für letztere die beantragte
Aufbesserung besonders dringend geboten sei . Denn

gerade unsere Staatsarchitekten seien seither mehr noch
als die Ingenieure stiefmütterlich behandelt worden ,
da für die Architekten eine Zwischenstufe , wie sie für die

Ingenieure in der Abtheilung L (als Ingenieure I . Klasse)

geschaffen war , seither nicht bestand , die Architekten viel¬

mehr bis zu ihrer Anstellung als Jnspektionsvorstände
mit der Einlocirung in Abtheilung 6 sich begnügen
mußten ; die sehr kärglichen Gehalksverhältnisse unserer
Regierungsbaumeisler hänge damit zusammen . Redner

führt dies näher aus und betont , daß bei solchen An¬

wartschaften ein besonderer Anreiz für die Architekten
kaum obwalten könne, sich dem staatlichen Hochbaudienst
zu widmen .

Redner sei daher einigermaßen besorgt , wie in Zu¬
kunft , wenn der Zugang zu dem staatlichen Hochbaudienst
sich nicht hebe , die in Rede stehenden wichtigen Staats¬
ämter besetzt werden sollen , und verweist darauf , wie

schwer es unter Umständen sein werde , das erforderliche
Rekrutirungsmaterial aus der Reihe der Privatarchi -
tekten zu beschaffen : sehr hervorragende Privatarchi¬
tekten seien jedenfalls nur mit großen geldlichen Opfern
zu gewinnen , mit weniger tüchtigen Privatarchitekten sei
aber dem Staat nicht gedient . Er könne also nur drin -

gend bitten , den Kommissionsantrag und bezw . dem Vor¬

schlag der Regierung , der sich ja doch innerhalb der be¬

scheidensten Grenzen bewege , zuzustimmen . Die Inkon¬
gruenz , deren der Abg . Hug gedacht, bestehe allerdings ;
wenn in Zukunft die Kullurinspektoren einen Nebengehalt
bezögen und dieser nun auch sogar den Betriebsinspektoren
der Eisenbahn zugedacht sei , so liege es nahe , solche auch
mindestens an denjenigen Bezirksbeamten des Finanz¬
ressorts zu verwilligen , die , wie eine Anzahl Domänen¬
verwalter ebenfalls technische, nämlich kulturtechnische
Ausgaben zu lösen hätten . Er habe auch in der Kom¬
mission einen dahin gehenden Antrag gestellt und in
warmer Weise vertreten , sei aber zu seinem lebhaften
Bedauern mit diesem Vorschlag nicht durchgedrungen ;
er beschränke sich aber auf Konstatirung dieser Thatsache ,
da er es nicht für angemessen halte , das Haus in der
vorgerückten Stunde durch die Vertheidigung einer ver¬
lorenen Position in seinen Verhandlungen aufzuhalten .

Abg . Reichert zieht nach den Erklärungen der Mi¬
nister seine Unterschrift unter dem Antrag v . Buol zurück.

Abg . v . Buol hebt nochmals hervor , daß die Tendenz
seiner Anträge dahin ginge , die dringlichste Sonde auzu -

legen und nachzuforschen , wo eine Ersparung erzielt werden
könne . Er habe geglaubt , daß ein Mangel in höheren
Stellen bei den Ingenieuren nicht vorhanden sei . Auf die

„Stimmungen " der Ingenieure könne und dürfe man keine
Rücksicht nehmen .

Nach einer Empfehlung des Kommissionsantrags durch
den Berichte -rstatter und nachdem derselbe nochmals
darauf hingewiesen , daß man auf dem letzten Landtag
eine wesentliche Besserstellung der staatlichen Techniker
befürwortet , wird der Antrag Buol zu Ziffer K . abgelehnt .

Abg . v. Buol begründet sodann den Antrag auf Er¬
mäßigung der Zulage von 500 M . auf 300 M , für die
Vorstände der Verwaltung der Haupteisenbahnwerkstätte
und der Hauptverwaltung der Elsenbahnmagazine .

Minister v . Brauer will dem Abg . v . Buol nicht be¬
streiten , daß sein Antrag zu Abtheilung 1) 1. konsequent
sei . Wenn das Haus die Anträge zu g . angenommen ,
was Gott sei Dank nicht der Fall ( Heiterkeit ) , so wäre
es allerdings folgerichtig gewesen , auch diesen Beamten
lediglich ihre früheren Bezüge zu belassen. Das Mini¬
sterium lege aber Werth darauf , daß diese beiden Be¬
amten durch etwas höhere Einkommen ausgezeichnet wür¬
den vor den zahlreichen Technikern der gleichen Kategorie .
Der Dienst der beiden Chefs der in Betracht kommenden
großen Eisenbahnbetriebe sei ein sehr wichtiger und ver¬
antwortungsvoller . Die Chefs würden aus den tüchtigsten
und leistungsfähigsten der unter g . genannten Techniker
ausgewählt und es gelte als eine große Auszeichnung ,
an eine dieser beiden Stellen versetzt zu werden . Dies
Verhältniß müsse auch weiterhin , wie bisher , dadurch
zum Ausdruck gelangen , daß die beiden Beamten etwas

- mehr erhielten .
Abg . Fieser weist auf den Umfang der Geschäfte

dieser beiden Beamten hin und hält es nur für konsequent ,
auch hier die Zulage zu bewilligen .

Der Antrag v . Buol wird gleichfalls abgelehnt .
Abg . v . Buol begründet sodann den weiteren Antrag

auf Strich der Dienstzulage von 300 M . für die Re¬
visionsvorstände bei den Ministerien und der Oberrech ,
nungskammer . Die beiden Beamtenkategorien seien aber
auch durch die Vorlage wesentlich verbessert worden , trotz
des Wegfalls der Alterszulage .

Ministerialdirektor Seubert möchte die Kammer
namens der Regierung bitten , dem Antrag nicht zuzu¬
stimmen . Die Regierung habe sehr triftige Gründe
gehabt , die Revisionsvorstände bei den Ministerien durch
Zuweisung einer Dienstzulage auszuzeichnen . Die Geschäfte
seien überhaupt anderer Natur als diejenigen der
Revisionsbeamten und aus der Amtsbenennung als
Revisionsvorstand sei die Art der Thätigkeit nicht ersicht¬
lich . Diese Beamten seien eine Art Hilfsarbeiter , sie
sungirten nicht nur in gewissem Umfang als Sekretäre ,
sondern seien in vieler Beziehung den einzelnen Respi¬

zienten deS Ministeriums werthvolle Hilfskräfte , wie

auch nur die tüchtigsten und leistungsfähigsten Beamten

auf diese Stellen berufen würden . Die Regierung lege
besonderen Werth darauf , diesen Beamten andern gegen -
über die von ihr beantragte Aufbesserung gewähren zu
können .

Abg . Fieser führt aus , daß es sich hier um nicht¬
akademische Beamte handle ; man solle doch solche Beamte ,
die sich durch Fähigkeiten emporgeschwungen haben , durch
Dienstzulagen auszeichnen . Prinzipiell sei die Kommission
dafür gewesen , diese Beamten in die Abtheilung I ) zu
setzen . Gerade kontrolirenden Beamten der Staatsaus -

gaben sollte man diese Zulage gewghren .
Nach einem Schlußwort des Berichterstatters wird

der Antrag v . Buol mit 28 gegen 24 Stimmen ange¬
nommen .

Abg . Wilckens richtet an die Regierung die Anfrage ,
ob sie geneigt sei . die Beamten in dieser Abtheilung
landesherrlich anzustellen . Die Kommission sei einstimmig
dieser Ansicht gewesen .

Staatsminister Geh . Rath vr . Nokk kann auf die

Anfrage des Abg . Wilckens nur erwidern , daß dieser
Punkt , wie bereits in der Kommission erklärt , nochmals
in wohlwollende Erwägung werde gezogen werde .

Abg . v . Buol begründet den Antrag , die .Zulage von
300 M . für den als Sportelvisitator verwendeten Revisor
der Steuerdirektion zu streichen . Derselbe sei im Gehalt
gestiegen und beziehe auch erhebliche Diäten .

Ministerialdirektor Seubert kann auch hier namens
der Regierung nur dringend bitten , dem Antrag nicht
Folge zu geben . Der Beamte , um den es sich hier handle ,
sei seit 1890 mit den Revisionsbeamten bei den Mittel¬
stellen gleich behandelt worden . Das dienstliche Bedürfniß
erfordere , diese Stellung durch Zuweisung eines mäßigen
Nebengehaltes hervvrzuheben Die Thätigkeit dieses Be¬
amten sei eine schwierigere und verantwortungsvollere als

diejenige der Revisionsbeamten . Der Beamte habe die

Unannehmlichkeit , das ganze Jahr hindurch von Amts¬
gericht zu Amtsgericht , von Bezirksamt zu Bezirksamt zu
gehen , um dort die nicht angenehmen Geschäfte einer

Nachprüfung des Sportelansatzes vorzunehmen . Derselbe
müsse umfassende Kenntnisse des Sportelwesens besitzen,
nicht nur auf dem Gebiet der Verwaltungssporteln , son¬
dern auch auf dem der Gerichtskosten . Vor 1890 sei
dieser Beamte zwar formell auch den Revisoren gleich¬
gestellt gewesen im Durchschnittsgehalt , aber materiell
habe man es in der Hand gehabt , ihn durch rascheres
Vorrücken in den Bezügen zu entschädigen . Die Regie¬
rung habe denselben zuerst in eine höhere Klasse setzen
wollen , doch habe sie geglaubt , ihrer Absicht bei der
Kammer eher Eingang zu verschaffen , wenn sie für den¬
selben eine Dienstzulage einstelle . Er könne deshalb nur
bitten , den Antrag v. Buol in diesem Punkte abzulehnen .

Der Antrag v . Buol wird abgelehnt .
Abg . Heimburger wünscht , daß die Beamten , die in

den äußeren Dienst der Eisenbahnverwaltung versetzt
werden , den Titel „Sekretär " erhalten . Es sollten also
die Betriebsasfistenten des äußeren Dienstes sich „Betriebs¬
sekretäre " nennen .

Abg . Fieser tritt diesen Ausführungen bei.
Abg . Heimburger stellt einen diesbezüglichen Antrag .
Minister v . Brauer möchte zunächst darauf aufmerk¬

sam machen , daß die Frage , welche Titel den Beamten
zu geben seien, eine Prärogative der Krone bilde und daß
es nicht angängig sei , im Gehaltstarif festzustellen, welchen
Titel diese oder jene Beamten erhalten sollten . Es be¬
stünden jedoch keine Bedenken , in eine nähere Prüfung
der Frage einzutreten , inwieweit der Titel „ Betriebs¬
sekretär " bei den Einsenbahnbeamten einzuführen sei. Er
habe also nichts gegen den Antrag der Kommission ein¬
zuwenden, . den er zur Annahme , den Antrag Heimburger
dagegen zur Ablehnung empfehle .

Nach einer kurzen Debatte , in welcher Minister von
Brauer sich nochmals gegen den Antrag Heimburger
ausspricht , wird der Kommissionsantrag angenommen .

Abg . Rüdt bedauert , daß weder im Tarif noch in der
Kommission die Wünsche der Amtsregistratoren berück-
fichtigt seien , nämlich der Wunsch , daß dieselben nicht
aus 6 6 nach I ' 6 vorrücken könnten . Die Gerichts¬
schreiber u . s . w . , die aus der gleichen Bildungsstufe
hervorgegangen , seien besser bezahlt .

Abg . Wilckens hebt demgegenüber hervor , daß der
vorliegende Tarif diese Beamten doch erheblich verbessert
habe . Ein dienstliches Interesse , noch weiter zu gehen ,
liege nicht vor . Wollen die Herren weiter kommen , so
bleibe ihnen nichts weiter übrig , als das Amtsrevidenten¬
examen zu machen , wie denselben auch sonst das Avance¬
ment nicht abgeschlossen.

Abg . Rüdt führt aus , daß die Magazinsaufseher bei
der Eisenbahnverwaltung gewünscht hätten , aus der
Ordnungszahl I 8 nach -l 5 versetzt worden zu sein.
Dieselben führten aus , daß sie dieselben Funktionen er¬
füllten , wie die Magazinsmeister . Es handle sich nur
um fünf derartige Beamte . Er bedauere , daß diese
Beamten unberücksichtigt geblieben seien.

Abg . Muser glaubt , daß man sich im Plenum die
Reserve auferlegen müsse über die Wünsche einzelner
Beamten , es seien hierüber in der Kommission ein¬
gehende Verhandlungen gepflogen worden . Wenn man
im Plenum diesbezügliche Anträge hier nochmals ein-

bringen wollte , so könnte man höchstens das Ganze
gefährden , aber nichts erreichen .

Abg . Wilckens schließt sich diesen Ausführungen an
und betont , daß alles , was seitens der Beamten in den
Petitionen niedergelegt , reiflich erwogen worden sei .
Im jetzigen Stadium könne nichts mehr berücksichtigt
werden , das Gegentheil würde höchstens zur Folge
haben , das Gesetz zum Scheitern zu bringen . Was die

Magazinsaufseher betreffe , so sei die Lage derselben im
gegenwärtigen Tarif verbessert worden .

Abg . Pfefferle befürwortet die Versetzung der Werk¬
meister bei Heil - und Pflegeanstalten von L 11 nach
L 4 , unter Betonung des verantwortungsvollen Dienstes
dieser Beamten .

Abg . Muser wünscht eine genaue Präzisirung des
Begriffes „ wandelbare Bezüge " . Es mache einen be¬
fremdenden Eindruck , wenn diese Bezüge für Fenster¬
putzen rc . in dem Einkommensanschlag angerechnet würden .

Ministerialdirektor Seubert hebt dem Abg . Muser
gegenüber hervor , daß die „wandelbaren Bezüge " im
allgemeinen einen Theil des Diensteinkommens zweierlei
Art bilden . Die eine werde gewährt als Entschädigung
für einen Dienstaufwand , die andere Gruppe dieser Be - ^
züge werde gegeben an Stelle des Gehaltes . Diese Ein -!
richtung von wandelbaren Einkommen finde man auch!
an vielen anderen Stellen des Tarifs , so bei den Straßen¬
meistern , Dammmeistcrn rc . , bei denen ein Theil des
Diensteinkommens nach den einzelnen geschäftlichen Vor¬
fällen geregelt werde . In Abtheilung L handle es sich
vorwiegend um wandelbare Bezüge des Eisenbahnpersonals ,
und es bestünden dieselben hier in den Vergütungen , die
gewährt würden über den Zehrungsaufwand bei Thätig¬
keit außerhalb des dienstlichen Wohnsitzes . Bei den Kassen¬
dienern handle es sich um die geordneten Gebühren für
Zustellung von Gehalt rc . ; was ihnen daneben als frei¬
williges Geschenk gewährt werde , würde natürlich nicht
als Diensteinkommen aufgerechnet . Was die Kanzleidiener
anbelange , so bekämen dieselben an Stelle des Gehalts
Bezüge , die nach dem Umfang der zu erledigenden Ge¬
schäfte bemessen würden . Davon könne aber nach Auf¬
fassung der Regierung keine Rede sein , daß neben dem
geordneten Gehalt dasjenige , was ihnen in dieser Weise
gewährt werde , einfach als freies Einkommen belassen
werde . Die Thätigkeit der Kanzleidiener umfasse ja nicht
bloß die Gänge zur Post , sondern sie seien auch dafür
angestellt , daß sie die Zimmer reinigen , das Feuer an¬
zünden rc , und das Einkommen , das nach dieser Thätig¬
keit bemessen sei , müsse allerdings als Gehalt angerechnet
werden . Es seien hierüber eingehende Erhebungen
angestellt und auf Grund derselben prozentual die
Sätze festgestellt worden , die als Gehalt zu verrechnen
seien . Gerade die Prüfung , die 1890 vorgenommen , sei
von der wohlwollendsten Absicht ausgegangen , und wenn
man die heutigen Diensteinkommen mit den früheren ver¬
gleiche, so sei die große Verbesserung klar ersichtlich.

Abg . Muser betont nochmals , daß Kanzleidiener Leute
anstellen müßten , um mit dem Putzen fertig zu werden .
Hier handle es sich also nicht um ein Einkommen , son¬
dern um einen Ausfall . Er bitte , hier liberal vorzugehen .

Abg . Wilckens stellt bei I ' 3 den heute in der Kom¬
mission angenommenen Antrag , die Worte „ technifcher
Revisor bei der Technischen Baudirektion " zu streichen.

Zum Wohungsgeldtarif .

Abg . Wilckens berichtet nachträglich über die Petition
von Schwetzinger Beamten um Versetzung in die Orts¬
klasse II , während in der Kommission Schwetzingen in die
Ortsklasse III versetzt worden sei. Es sei nicht richtig ,
daß die Beamten durch Annahme des Kommissionsvor¬
schlags etwas verlieren , da die jetzigen Beamten das bis¬
herige Wohnungsgeld beibehielten . Weder der Stadt
Schwetzingen noch den Beamten sei ein Schaden zuge¬
fügt . Auch von Villingen sei eine gleiche Petition aus¬
gegangen . Die Petenten dürften dabei nicht vergessen ,
daß sie nicht in der alten Ortsklasse , sondern in der neuen
verbesserten Ortsklasse III sich befänden . Eine weitere
Petition um Einstellung in die höhere Ortsklasse sei
ferner von Ettenheim eingegangen . Die Kommission habe
die Petitionen geprüft , habe aber eine Berücksichtigung
derselben nicht empfehlen können .

Abg . Fieser weist auf eine Petition der Stadt Donau -
eschingen hin , in die Ortsklasse II eingereiht zu werden .
Ein Versuch in der Kommission , eine Besferung herbei¬
zuführen , sei nicht gelungen . Heute einen Antrag einzu¬
bringen sei leider aussichtslos .

Ministerialdirektor Seubert ist nicht in der Lage ,
über die Wünsche , die von Villingen und Ettenheim in
Bezug auf die Ortsklassen eingegangen seien , etwas
weiteres zu sagen , als was bereits dargelegt worden sei.
Die Petition von Schwetzingen sei auch bei der Regie¬
rung eingelaufen und habe Veranlassung zu einer neuer¬
lichen gründlichen Prüfung der Verhältnisse auf Grund
des eingegangenen Materials gegeben . Seien die An¬
gaben der Petition über die Miethspreise richtig , so er¬
gebe sich, daß im Vergleich zu den 1892 gemachten Er¬
hebungen ein Theil der Wohnungen noch ebenso theuer ,
wie damals , ein anderer etwas gestiegen und ein dritter
billiger geworden sei ; im ganzen ergebe sich eine Steige¬
rung des reduzirten Zimmerwerths von 51 auf 52 ; dies
sei aber so unwesentlich , daß nach keiner Richtung ein
Anlaß vorliege , an der Klassencintheilung etwas zu ändern .

Abg . Frank bemängelt die Versetzung von Brötzingen
in die III . Ortsklasse , trotzdem die Preise der Wohnungen
nicht viel billiger seien , als in Pforzheim .

Abg . Eder befürwortet nochmals die Petition der
Schwetzinger Beamten , die sich jetzt mit geringeren
Wohnungen begnügen müßten . Auch als Ladenburg sei
ihm eine Beschwerdeschrift zugegangen wegen Versetzung
iw die IV . Ortsklasse .

Ministerialdirektor Seubert verweist in Bezug auf
Ladenburg auf die Tabelle 6 . der Regierungsbegründung ,
welche die Orte aufführt , in denen der Zimmerwerth
wenigstens 40 M . betrage . Es seien in dieser Tabelle
nicht fämmtliche Orte aufgeführt , da man bei dem oben
bezeichneten Zimmerwerth aufgehört habe . Wenn Laden¬
burg überhaupt nicht angeführt sei , so sei das darauf
zurückzuführen , daß der Zimmerwerth noch unter 40 M .



stehe , woraus sich die Unmöglichkeit ergebe , Ladenburg
m Tarif günstiger zu behandeln als Orte wie Bonndorf ,

Appenweier rc . Was Brötzingen anbelange , so sei die
Stellung der Regierung bei dem Entwurf der Vorlage
die gewesen , daß in die zwei oberen Klassen nur die¬
jenigen Orte eingereiht werden sollten , in denen eine ge¬
wisse größere Anzahl von Beamten sich befände . Das
habe zur Folge gehabt , daß eine ganze Reihe von Orten ,
die nach ihrer Zimmerpreislage zweifellos in die erste
oder zweite Klasse hätten eingereiht werden müssen , der
dritten Ortsklasse zugewiesen worden seien . Man habe
dabei angenommen , daß hier Ausnahmeverhältnisse vor -
lägen , auf die man keine Rücksicht nehmen könne . Die
Regierung sei aber nach den angenommenen Anträgen der
Kommission , wonach Käferthal und Neckarau in die zweite
bezw . dritte Ortsklasse eingereiht worden seien, auch der
Ansicht, daß Brötzingen in die zweite Klasse gehöre . Die
Regierung werde deßhalb einem diesbezüglichen Antrag
zustimmen , jedoch nicht etwa bloß des Zimmerwerthes
halber , denn eine solche Berücksichtigung kleiner Orte
hätte unannehmbare Konsequenzen , sondern weil Brötzingen
in gewissem Sinne als ein Vorort von Pforzheim ange¬
sehen werden könne und deßhalb eine Ausnahmsbehand¬
lung verdiene .

Abg . Fischer tritt für Ettenheim ein, die Wohnungen
seien rarer geworden im Preise gestiegen , so daß die Er¬
hebungen von 1892 nicht mehr zuträfen .

Abg . Schüler verbreitet sich über die Wohnungsver¬
hältnisse in Breisach , wo die Wohnungen durch Ueber -
nahme einer Garnison gestiegen seien.

Abg . Straub befürwortet eine Einstellung der Stadt
Ächern in eine höhere Ortsklasse .

Abg . Wilckens weist nochmals darauf hin , daß die¬
jenigen Städte , die jetzt in die dritte Ortsklasse gekommen
seien, schon jetzt besser daran seien , als früher . Im
letzten Moment könne man auch nicht zur Prüfung der
in den letzten Stunden eingekommenen Petitionen ge¬
langen . Beachtenswerth erschienen ihm die Ausführungen
Frank 's bezüglich Brötzingens und würde er einem An¬
trag auf Versetzung in die zweite Ortsklasse zustimmen .

Abg . Frank stellt einen diesbezüglichen Antrag und
wird derselbe angenommen .

Abg . v . Stockhorner stellt folgenden Antrag :
Beanrts ohne Familie erhalten in den beiden

unteren Klassen nur ?/g , in den anderen Dienstklassen
nur °/z des Wohnungsgeldes .

Als Familie gelten Ehefrau , Kinder , Eltern , nahe Ver¬
wandte , Adoptiv , Stief - oder Pflegekinder , sobald ihnen
der Beamte auf gesetzlichen oder moralischen Voraus¬
setzungen Aufenthalt in seiner Wohnung gewährt , ß 7
der Gehaltsordnung erhält folgende Ziffer 4 : Die Ende
1894 etatmäßig angestellten Beamten beziehen bis zu
ihrem Aufrücken in höhere Stellen auch künftig ihr volles
Wohnungsgeld .

Abg . Wilckens hebt hervor , daß der Antrag v . Stock¬
horner der Kommission nicht Vorgelegen , sondern nur der¬
jenige vom verflossenen Freitag . Derselbe habe in der
Kommission eine Berathung gefunden und habe die Re¬
gierung in der Kommission folgende Fassung vorgeschlagen :

a . Der dem Gesetz beigegebene Wohnungsgeldtarif er -

hält am Schluß folgenden Zusatz :
„Anmerkung .

Beamte ohne Familie erhalten als tarifmäßiges !
Wohnungsgeld nur drei Fünftel der obigen Sätze ;
die Vorschriften *) über den anschlagsmäßigen Betrag
des Wohnungsgeldes werden dadurch nicht berührt .

Unter Familie im vorstehenden Sinn sind Ehe¬
frau , Kinder , Eltern und andere nahe Verwandte ,
auch Adoptiv - , Stief - oder Pflegekinder zu verstehen ,

' sofern ihnen der Beamte Wohnung und Unterhalt
in seinem eigenen Hausstande auf Grund gesetz¬
licher oder moralischer Unterstützungsverbindlichkeit
gewährt .

"
b . Dem Z 7 ist als weitere Ziffer (4) beizufügen :

4 . Die auf Ende des Jahres 1894 etatmäßig an -

gestcllten Beamten ohne Familie beziehen auch künftig
das volle Wohnungsgeld nach dem bisherigen Tarif ,
im Falle der späteren Beförderung das bisherige
Wohnungsgeld der jeweils maßgebenden Ortsklasse
und derjenigen Dienstklasse , welcher der Beamte am
Schluß des Jahres 1894 angehörte : in beiden Fällen
soweit nicht das neue Wohnungsgeld für Beamte ohne
Familie mehr ausmacht oder nach der Vorschrift in
Ziffer 3 weniger zu gewähren ist.

Mit dieser Maßgabe findet der Inhalt der ge¬
nannten Anmerkung aus die etatmäßig angestellten
Lehrer und Lehrerinnen an Volksschulen vom 1 . Ja¬
nuar 1895 an sinngemäße Anwendung .

Die Kommission sei in der Mehrheit der Ueberzeugung
gewesen, daß sowohl die Fassung der Regierung wie der
Antrag v . Stockhorner nicht zu empfehlen sei , denn
beide Fassungen würden zu Schwierigkeiten in der Durch¬
führung führen . Es sei aber eine Mehrheit in der Kom¬
mission für die gesetzgeberische Verwerthung des Grund¬
gedankens nicht zu Stande gekommen . Seit 1870 habe
man keinen Unterschied zwischen Verheiratheten und Le¬
digen gemacht , wie auch solche Unterschiede in anderen
Staaten nicht bestünden . Diese Aenderung würde aber
auch eine große Unzufriedenheit Hervorrufen , um so mehr ,
als die Einrichtung sich bewährt habe . Ohne dringliche
Nothwendigkeit habe der Kommission eine Aenderung nicht
geboten erschienen. Man setze aber auch mit dieser Be¬
stimmung gewissermaßen eine Prämie auf das Heirathen .
Er könne nach allem nur sagen , es sei bedenklich , eine
Maßnahme so weitgehender Art einzuführen , denn sie
würde eine neue Quelle großer Unzufriedenheit sein , die
man gerade durch das gegenwärtige Gesetz beseitigen wolle .

*1 Der Satz »Die Vorschriften . . . ." kann eben so gut ent¬
behrt werden, da »um Vollzug nicht aothwendig . ist.

Abg . v . Stockhorner weist auf die Fassung der .
Regierung hin , die sich nicht weit von seinem Antrag ^
entferne . Sein Antrag ginge dahin , daß die beiden >
untern Klassen zwei Drittel , die übrigen Klassen drei ;
Fünftel der Sätze des Wohnungsgeldes erhielten . Die - !
jenigen , die sich mit einer Haushälterin begnügten , i
würden allerdings von dem Anträge nicht betroffen , ;
Eine solche Ausnahme käme aber bei den sonstigen i
wichtigen Bestimmungen seines Antrages nicht in Betracht . I
Was die Zufriedenheit der Beamten betreffe , so wolle er
sich dieselbe nicht auf Kosten der Allgemeinheit erkaufen ,
um den Beamten ungerechter Weise ein Bene zu bereiten .

Abg . Strübe wendet sich gegen den Antrag , der in
der Praxis ohne thatsächliche Ungerechtigkeiten sich nicht
durchführen ließe . Die Fälle der Unzufriedenheit würden
so zahlreich sein, daß man die guten Seiten des Gesetzes
dadurch illusorisch machen werde . Schließlich würde man
so weit kommen , in jedem einzelnen Falle eine Enquete
zu erheben . Vor allem aber möchte er , daß dieses Gesetz
nicht auf die Lehrer zur Anwendung gelange .

Abg . Kiefer bekämpft gleichfalls den v . Stockhorner ' -
schen Antrag , dessen Durchführung in der Kommission
geradezu zu juristischen Kontroversen geführt habe . Die
Summe , die in Frage komme , sei doch zu gering , um
ausschlaggebend dafür zu sein , ob dieses Gesetz ein re -
formatorisches sei oder nicht. Auch die jetzige Fassung
würde eine Reihe von Verhältnissen Hervorrufen , die
nicht zu übersehen seien und die zu Ungerechtigkeiten der
bedauerlichsten Art führen würden . An einer Reihe von
Beispielen sucht Redner die Unhaltbarkeit und Unmög¬
lichkeit der Durchführung des v . Stockhorner 'schen An¬
trags nachzuweisen . Nirgends in Deutschland bestehe
eine Gesetzgebung , die diese Wohnungsgeldfrage so zu
Ungunsten der Beamten regeln wolle . Diese Bestim¬
mung würde auch das Gesetz draußen diskreditiren und die
Beamten unzufrieden machen . Er bitte deßhalb , den An¬
trag v . Stockhorner abzulehnen , besonders auch im Hin¬
blick darauf , daß man mit diesem Gesetz ja den unteren
Beamten helfen wolle .

Abg . Muser betont gleichfalls seine Gegnerschaft zum
Anträge des Abg . v . Stockhorner , der auf den ersten
Augenblick wohl etwas Bestechendes habe , bei näherer
Betrachtung aber ' immer weniger annehmbar erscheine .
Mit Annahme dieses Antrags werde das ganze Gesetz
diskreditirt . Die ganze Grundlage der heutigen Gesetzes¬
arbeit würde durch diesen. Antrag verrückt . Aendere man
diesen einen Faktor , nämlich das Wohnungsgeld , so müsse
man auch den andern Faktor ändern , nämlich den Ge¬
haltstarif . Ein großer Theil des Werthes des Gesetzes
werde durch Annahme geradezu zerstört . Wenn auch
faktisch das Wohnungsgeld nicht zum Gehalt gehöre , so
werde es doch in der Praxis als Diensteinkommen be¬
trachtet . Die Konsequenz dieses Antrages für den Lehrer¬
stand sei aber noch bedenklicher.

Abg . Schlusser wird gleichfalls gegen den Antrag
stimmen und verbreitet sich über die Ausdehnung dessel¬
ben auf die Lehrer . Die Erhöhung der Lehrergehälter
sei eine bescheidene gewesen, es sei aber Zufriedenheit i«
die Lehrerkreise eingezogen und nun sollten durch diesen
Antrag v . Stockhorner auch die Bezüge der Lehrer ver¬
kürzt werden . Ein neuer Petitionssturm würde kommen
und die Zufriedenheit in den weitesten Kreisen gestört
werden . D 'e Lehrer seien aber auch ganz anders gestellt ,
als die Beamten , welch ' letztere doch wesentlich besser
dotirt seien, als die Lehrer . Er hoffe sehr , daß der An¬
trag abgelehnt werde .

Abg . Rüdt hatte sich dem früheren Antrag v . Stock¬
horner angeschlossen, kann sich aber heute nach weiterem
Nachdenken demselben nicht mehr anschließrn . Auch die
Ausführungen des Berichterstatters wie diejenigen des
Abg . Strübe hätten ihn zu der Ueberzeugung bringen
müssen, gegen den Antrag zu stimmen .

Abg . Neu mann bestreitet , daß das Wohnungsgeld ein
Theil der Besoldung sei, sondern ein Einkommenstheil für
einen ganz bestimmten Zweck . Brauche ein Beamter für
seine Wohnung das volle Wohnuugsgeld nicht , so erhalte
er zu Unrecht ein Mehr an Einkommen . Redner erklärt ,
aus diesen Gründen für den Antrag v . Stockhorner zu
stimmen .

Ein Schlußantrag wird angenommen .
Abg . v . Stockhorner begründet nochmals seinen An¬

trag , der vom Berichterstatter Abg . Wilckens nochmals
bekämpft wird unter nochmaligem Hinweis auf die be¬
denklichen Konsequenzen, die dieser Antrag für die Lehrer
haben werde . Heute solle man alles vermeiden , eine neue
Quelle von Unzufriedenheit zu schaffen.

Der Antrag v . Stockhorner wird mit 33 gegen 25
Stimmen abgelehnt .

Es folgt hierauf Annahme des Gesetzes mit 45 gegen
13 Stimmen .

Schluß der Sitzung ' ^ 8 Uhr .

; Karlsruhe , 12 . Juni . 94 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . .Tagesordnung auf Mittwoch den
13 . Juni , Vormittags 9 Uhr . 1 . Anzeige neuer Eingaben .
2 . Mündlicher Bericht der Kommission über die Aende -
rungen der Ersten Kammer zu dem Gesetzentwurf , die
Verbrauchssteuern in den Gemeinden betreffend (Bericht¬
erstatter : Abg . Straub ) . 3 . Berathung des Berichts
der Petitionskommission über die Bitte des Stadtraths ,
des Engeren Senats der Universität und der Handels¬
kammer in Heidelberg , Errichtung eines Landgerichts in
Heidelberg betreffend (Berichterstatter : Abg . Schlusser ) .

Hroßherzogthurn Vadru.
Karlsruhe , den 13. Juni .

^ . (KarlSruherAlterthumSverein .) Juder Sitzung
am 4 . Mai besprach Architekt Schmitt »»nächst die kürzlich er¬
schienene Monographie Metzer-Schwartau'S über den Kaiserdom

zu Spetz er . Nach Entwurf und unter Leitung des Vor¬
tragenden ist im Jahre 1868 der 1689 zerstörte Ostgiebel des
Speyerer Domes stilgerecht hergestellt worden . Den Ausführungen
Meyer - Schwartau 's konnte vielfach nicht zuaestimmt werden ;
so wurde der ohne allen Beweis gebliebenen Behauptung , daßder Spitzerer Dom durch Bischof Otto von Bamberg ( 1063 bis
1139 ) während der Regierung Kaiser Heinrich 's IV . in allen
seinen Theilen mit Steingewölben versehen worden sei , begründet
widersprochen . Weiter wurde die abfällige Kritik Metzer -
Schwartau 's über die Neuberstellung der Wcsttheile des Domes
zurückgewiesen und die hohen Verdienste , welche sich Baudirektor
Hübsch dabei in künstlerischer und konstruktiver Hinsicht erworben ,
hervorgehoben . Dann besprach der Vortragende die Baugefchichte
der 1802 aufgehobenen Prämonstratenser - Abtei Allerheiligen
im Schwarzwalde und den hochinteressanten dreischiffigcn kreuz¬
förmigen Kirchenbau gothischen Stiles , welchen vordem ein
hoher , vier Glocken enthaltender steinerner Centralthurm geschmückt
hat . Im Jahre 1803 wurde Allerheiligen von einem Blitzstrahl
getroffen , doch dabei nur das Holzwerk der Dachungen zerstört ,so daß eine Erhaltung des in allen Theilen gewölbten Gottes¬
hauses leicht hätte erreicht werden können ; leider wurden 1811
Kirche und Abteigebäude auf den Abbruch versteigert und erst
jetzt das merkwürdige Baudenkmal zur Ruine gemacht . Einen
Aufsatz des Herrn Architekt Fr . I . Schmitt über die Abteikirche
von Allerheiligen bringt das soeben erschienene Hest der »Zeit¬
schrift für Geschichte des Oberrheins " .

Herr Geh . Rath Wagner erstattete hierauf zusammenfaffenden
Bericht über die von dem Alterthumsverein veranlaßten und nun
vorläufig zu Ende geführten Ausgrabungen römischer
Trümmer bei Wössingen , Amt Breiten , Dort war , wie
früher berichtet » schon im April vorigen Jahres in den „ Stein -
mäuerlesäckern " , eine halbe Stunde südöstlich vom Dorfe ,ein r ö mis ch es G eh öft mit großer Umfassungsmauer und
den Resten von drei kleineren Gebäuden gefunden worden . Einem
derselben hatte ein verschütteter Keller angebört , in welchem eine
Menge römischer Thongefäße verschiedener Größe und Form und
allerlei Geräth von Eisen und Bronze , schließlich sogar der eiserne
Kellerschlüffel mit einem Stück des Schlosses , in welches er paßte ,
entdeckt wurden . Im November wandte sich dann die Aufmer
sawkeit einer andern Stelle , den „ Früh meß gärten " , ein r
Wiese hart am Dorfe selbst , zu , unter deren Boden man a > f
eine ausgedehnte römische Baulichkeit , eine ländliche
Villa , stieß , deren Mauern zum Theil noch bis zu 1m
Höhe erhalten waren . Wegen der großen Ausdehnung der
Trümmer und der beträchtlichen Tiefe , in der sie erst zu Tage
traten , konnte auch bei der in diesem Frühjahr fortgesetzten Arbeit
nur ein Theil derselben bloßgelegt werden . Es war eine Anzahl
viereckiger Gemächer , welche sich um einen kleinen, fast quadrati¬
schen Hof , das Atrium , gruppkten . Oestlich und westlich von
letzterem zogen sich zwei symmetrisch gelegene Gänge , 17 m lang
und 2,SO m breit , hin , südlich fügten sich zwei quadratische Zim¬
mer und ein länglich - rechteckiger Raum an . Nördlich konnte die
Ausgrabung wegen eines anstoßenden Bauernhauses und Gartens
nicht weiter verfolgt werden ; mehr gegen Westen gebot die zu
große Tiefe , in der die Mauern erst zu Tage traten . Halt .
Gegen Osten hin hatte schon früher große Zerstörung , u . a . durch
versuchtes Schatzgraben , stattgefunden ; immerhin traten noch
mehrere Räume in ihren Umfassungsmauern mehr oder weniger
vollständig zu Tag . Einer derselben , von länglich - rechteckiger
Gestalt , zeigte namhafte Reste von doppeltem Cementboden und
einen FeucrungSkanal , dabei einige Heizröhren und Einrichtungen ,
welche den Gedanken nahe legten , daß er als Pflanzenwarmhaus
gedient haben mochte. Deutlich war freilich die Konstruktion
nicht mehr vollkommen , da sie zum Theil gründlich zerstört war ,
zum Theil schon in römischer Zeit , wie eine zugemauerte Thür
bewies , Veränderungen erlitten hatte . Unter dem oberen Cement¬
boden fand man u . a . eine stehen gebliebene runde Tonne von
Eichenholz mit starken Eisenreifen , welche noch vollständig mit
weißem Kalk gefüllt war . Südlich stieß ein Zimmer mit Feue¬
rungsraum an , in welchem eine zurückgelassene kleine Steinsäule
bewies , daß hier einst eine sogenannte Hypokaustenheiznng ein¬
gerichtet gewesen sein mußte . Südlich von diesem waren zwei
weitere Räume in späterer Zeit des Mittelalters — gefundene
Gesäßscherden deuteten daraus hin — stark verändert worden .

Fast sämmtliche gefundenen Räume des Gebäudes hatten be¬
malte Wände besessen ; in seltenem Maße gut erbalten zeigten
sich aber die Wandmalereien in Fresco nach pompejanischer
Manier in dem östlichenund zum Theil auch noch in dem westlichen
langen Gange . Im östlichen erschienen an den unteren Partien
der Wände zum guten Tbeil noch erhalten rotbe , rechteckige , durch
drei « gelbe Bänder von einander getrennte Felder ; die gelben
Bänder waren mit einfachen Kreisornameoten . rotb , grün und
weiß , verziert ; je in der Mitte der rothen Felder traten noch
deutlich kleine Genrebilder , alle kulinarischen Inhalts , ein ge¬
bratenes Huhn aus einer Schüssel samml Messer , ein Schmken ,
zwei Vögel mit einem Messer , zu Tage . Der ursprünglich dar¬
über befindliche Wandbewnrf war abgefallen : aus den im Schutt
gefundenen Stücken konnten aber noch zusammenhängende Kreis -
verzierungen , roth und grün aus weißem Grund , zusammengesetzt
werden . Die sorgsam abgenommenen Bilder wurden in Rahmen
in Gips wieder zusammengesetzt und sind jetzt in der Großh .
Alterthümersammlung ausgestellt . Im westlichen Gange waren
— leider weniger gut erhalten — kleine Genredarstellungen , Glas¬
flaschen rc . auf schwarzem Grund von rothen Bänder » umsäumt ;
im Schutt fanden sich außerdem Stücke mit verschiedenartigen
Verzierungen , mit Darstellungen von Vögeln und selbst von
menschlichen Gestalten , ein behelmter Kops u . dergl . , die sich aber
leider nicht mehr Zusammenlegen ließen- Außer einigen inter¬
essanten Bautbeilen , wie verschiedenartigen Thürschwellen aus
Sandstein , Heizröhren u . dergl - , dann römischen Gefäßscherben
von derselben Art wie die in den Sleinmäuerles - Aeckern» Beschläg -
stücken . und Nägeln von Eisen , ergaben sich keine Fundstücke von
Belang ; die Villa mußte , als man sie verließ , gründlich auS -
geleert worden sein . Um so wichtiger erscheinen die Wandmale¬
reien » die bis jetzt in Süddeutfchland kaum ihres gleichen finden
dürften .

Nach Aussage der Landleute soll sich in den benachbarten
Aeckern noch viel Mauerwerk verborgen befinden. Man dürfte
eS demnach mit einer größeren römischen Niederlassung zu thnn
haben , welche, nach einer gefundenen Kupfermünze des Leptimius
Severus zu schließen, etwa Anfang des dritten Jahrhunderts nach
Christus bei dem Ansturm der Alemannen verlassen worden fein
mochte .

D Offenbar «, 10. Juni. (Schwarzwaldverein .) Die
hier abgehalteue Generalversammlnng des Badischen Schwarz-
waldvereinS hatte sich eines guten Besuchs zn erfreuen. Vertreten
waren 33 Sektionen . Die Anträge der einzelnen Sektionen auf
Bewilligung von Zuschüsse » zu Bauten und Wegaulagen worden
bewilligt. Bei Vornahme der VorstandSwahl wurde der Ge -
sammtvorstaud mit Herrn Professor Behaghel als Vorsitzen¬
dem wiedergrwähli . Die nächste Generalversammlung , verbunden



mit der 30jährigen Feier deS Beliebens des Vereins , findet vor- ^
aussichtlich in Bühl statt . Der Gesammtverein zählt 5 34t Mit - !

glieder und hat gegen das Vorjahr um 292 Mitglieder zuge- !
nommen. Die Einnahmen des Vereins beliefen fich im verflösse- !
nen Jahre aus 13 521 , die Ausgaben auf 11 007 . Der Voran¬
schlag für 189495 beziffert fich auf 12685 M .

Industrie , Handel und Verkehr.
Mannheim » 11 . Juni - Weizen per Juli 13 80 , per November

14 .15 , per März 14 50 . Roggen per Juli 12.- , per November
12 60, per März 13 .— . Hafer per Juli 14 . — , per November
12.20 , per März 12 .40 . Mais per Juli 10.20 , per November
10.50, per März 11 .— . Fester .

BreSlau . 11 . Juni . Spiritus exklusive 70 Mark Berbr . -Abg .
per Juni 29 80 .

Berlin . 11 . Juni - Weizen per Juni 138 — . per September
141 .50. Roggen ver Juni 120 —, Ver September 124.— . Rüböl
loco 43 .20 , per Juni 43 .— , per Oktober 43 .— . Spiritus , 50r
loco — . 70r loco 31 .50 , per Juni 34 .70 , Ver September
36 .— . Hafer per Juni 131-25 , per September 116 .25 . Petro¬

leum loco 18 50 . Weizenmehl loco Nr . 0 15 — , Nr . 00 17 . — .
Roggenmehl per Juni 16 .20, per September 16 .20. Wetter :
Regnerisch.

Hamburg » 11 . Juni . Kaffee good average Santos Schlußkurse,
per September 73° 4 Pf -, per Dezember 68°

4 Pf .
Paris » 11 . Juni . Rüböl per Juni 43 75, per Juli 41 . —,

per Juli - August 44 25 , per September -Dezember 45 .25 . Beh. —
Spiritus per Juni 32 - — , per Sevtbr . - Dezbr. 33 25 . Beh . -
Zucker , weißer , Nr . 3 , per 100 Kilogramm , Per Juni 32 30 ,
per Oktober- Januar 31 . 75. Beb. — Mehl , 12 Marq . per Juni
39 .60 , per Juli 39 75, per Juli - August 39 .75 , per September -
Dezember 40 .90 . Weichend . - Weizen per Juni 17 .80 . per Juli
18 .90 , per Juli -August 19. 10, per September -Dezember 19. 25-
Beh. — Roggen Per per Juni 12 60 , per Juli 12 90 , per Juli -
August 13 . — , per September -Dezember 13 .—. Still . — Talg
58 ' /2 - Wetter : Regen.

Amsterdam , 11 . Juni . Weizen per November 139 . Roggen
per Juli 101 , ver Oktober 105 . Leinöl loco 22 ' /2 , ver Sommer
22 ' « , per Herbst 21 , per Frühjahr 20° , . Banca -Zinn loco —.
Billiton loco — .

Liverpool » 11 . Juni . (Baumwollenmarkt .) Schluß . Tages¬
import 2 000 B - Umsatz 10000 B . Ruhiger -

Berlin . 11 . Juni . ( Wochenausweis der Deut¬
schen Reichsbank ) vom 7 . Juni gegen den Ausweis vom
31 . Mai : M - M .

Activa . Metallbestand . . 935 -405 000 — 23 00t)
Reichskaffenscheine . 20 231000 -t- 336000
Andere Banknoten . 10027 000 — 2161000
Wechsel . 554151 000 — 12 669 000
Lombacdfordcrungen . 81411000 — 1375000
Effekten . 6 923000 -j- 99000
Sonstige Activa . 53 892 000 -j- 2 893 000

Passiva . Grundkapital . 120000000 unverändert
Reservefonds . 30000 000 unverändert
Notenumlauf . 922948000 — 9950000
Sonstige täglich fällige Verbind¬

lichkeiten . 585 890 000 — 3 188 000
Sonstige Passiva . 12170000 -i- 221100
VI Berlin , 11 . Juni . ( Die Reserve steuerfreier

Noten ) beträgt 345 115000M . , gegen 337018000 M am 31 .
Mai 1894 und 281285 000 M . am 7 . Juni 1893 . j

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe.

Neste « eduktiaiiSverhttltuiffe! 1 Thlr. — »
rr R« l.. r Guldeu ». W -

Rmt., r Guldeu siidd . sud hollliud.
- 2 Rml.. t Franc - - so Pfg. Frankfurter Kurse vom 11 . Juni 1894. r Lira -- 80 Pfg., I Pfl>. ^ 20 Rml.

rubel - 8 Rml. 2« Pfg . , 1 . I Dollar — 1 Ruit. 2S Pf
Marl Baulo — 1 Rml . da

i Sllber -

«
»

GtaatSpapiere .
Bade» 4 Obligat . k . — -

4 «, M . 104 SO
4 Obl . V. 188« M . 105 .10

. 3' /, , V- 1892 M . 101 -
Bahern 4 Obligat . M . 106.60
Drorschl. 4ReichSanl. M . 105 40

. zr,, . M . 101.90

. 3 . M - 9010
Preußen 4 ConsolS M . 105.40

. 3' ,', . M . 10210
. 3 . M . 90 .10

Württ . 4 Obl . v . 75/80 M . 105 .—
Oesterreich 4 Goldrente fl. 98 60

4 ' /, SUbrrr .
, 4^ « Papierr .

Ungarn 4 Goldrevte
Italien 5 Amte
Rumänien 5 Am.»R .
Rußk. 5ll Orientanl . ^ _ .

> bM. . PR .
Portugal 3 AuSläud . Lstr .
Serbien 5 Goldrente Lstr .

80.

98J0
77 80
97 40

23 40
63 .50

Schweden 4 Oblig ,
4 AnSlSnd.

M .
P-

101.90

10110Berner 3-/» Obligat . Fr .
Egypten 4 Unif. Obl . Lstr.

. 3 ' /, Privil . Lstr . 102 80
Argent. 5 Inn . Goldaul . P, 46 70

Bank -Aktie «.
3°^ Deutsche R .-Bank M . 155 .80
4 Badische Bank Thlr . 113 40
5 Basler Bankverein Fr . 129 .70
4 Berlin . HaudelSges . M . 135 —
4 Darmstäoter Bank M . 137 so
4 Deutsche Bank M . 158 80
4 Deut che BereinSb. M . 1 ( 6 90
4 Deutsche Unionbank M . 79 80
4 Disk.-Komm .-A. Thlr 188.- -
4 Franks. Hyp.-B . 151 .
4 Frkf. Hyp. -Kr .-V.-Auth.

unkündbar bis 1L05 114 .—
4 Rhein . Kreditbank Thlr . 125 .20
5 Oest. Kredit S . fl. 285 °/.
4 D . Effektenb . 59°/« Thlr . 108 30
4 D . Hyp.-Bk . Thlr. 56°/, 114 —

Sisenbuhn -Skttr ««
Heff. LndwigS-Bahv Thlr - 114 .—
4V. PM ».Mar -Babv fl. 14850
4 Pfälz . Nordbahn ff . 116 30
4 Gotthardbab » Fr . 168 20
4 Schweizer Centr . Fr . 129 .90
5 Böhm . Westbah» fl. 32 ,
5 Oest - Lokalbahn fl - 165
5 Oefl. Südbahn (Lmb .) fl. 91 '/.
5 Oest. Nordwest ft. —
5 « . llt . 8 . fl 216

Eisenbahn -Prioritittere .
4 Elisabeth steuerfrei M . 102.—
5 Mähr . Grenzbahn fl. 80 —
5 Oest. Rordwest v . 74 M . 10910
5 » , I -it. A. ft. — --
5 » . lüt . L. L 88 30
SRaab -Oed.-Ebe«f. M - 7110
4 Rudolf fl . 79 80
4 , Salzkaut . flfr . M . 101 so
4 Vorarlberger fl. 80 —
5 Jtal . gar . E .-B . kl . Fr . 48 50
4 Gotthard IV. S . Fr . 102 «

Kr .

!3'/. Jura-Bern-Luz.
4 Schweizer Teutrai
14 dto. Nordost 85-87
v Südbah « steuerfrei
4 dto.
3 dto .
5Oest .»U.St .-B .78-74

'
fl,

5 dto . I.-V1II En - . Fr .
SUvoru . 6 . v . n. D 2 Fr .
STvsesn . Central Fr -
5Wkstste.S .-« . 80ßfr . Fr .
S South . Pacif. Eal .I .M .
Oblinatioueu und Jnvnstrte

Aktien »
3°/- Freiburg v- 1888 M
3 Karlsruhe v. 1886 M
Ettlruger Spinnerei ft
KarlSruh . Mas chiueus. M 134 92
Bad . Zuckers. Wagh. fl. 6410
3 Dcutfch.Wönix 20"/ E . 205 —
4 Rheinische Hypotßek -.n

Bank E , TUL 157 90
5 Westeregel »-Msli -Ä 155.30

Zr . 101 . -
ßr . los . -
Fr . , 04 .60

fl . 104 .80
M . 99 20

63 -
110 20
90 .30
52 50
83.70
74 .50

105 50

98 —
91 .30

5 Dortmund . Union M HO 20
4 ' /, Alpine Montan abgest . 96 —
4 dto. Ser . II -VIII Kirr 7250

EtandeSherrl . Anlehen .
3' /, Aseub.»Birstern 87 M — .

Verzinsliche Loose.
4 Badische Präm . Tblr . 137 .70
4 Bayrische Präm Thlr . 145 70
3 ' /, Köln-Minden Thlr . 132 80
4 Mein . Pr .-Psb . Thlr - 128 70
4 Oldenburger Thlr . 125 90
4 Oesterr . v. 1854 ff. 126 .-
4 , p . 1860 fl . 124 .80
4 Ltuhlw .Raab -Gr Thlr . 91 . ly

Unverzinsliche Loose
per Stück in M .

AnSbach -Tnuzeub . fl 41 .7 )
Augsburger st. 27 5v
Lrauuschweiger Thlr . 104 .60
Freiburger Fr . 28. — j
Mailänder Fr - 10 14 30
Meininger fl. 25 .50
Oesterrncher v- 1864 fl. 326 .—

Oesterr. Kredit v . 1858 fl . 324 —
Schwedische Tblr . —
Ungar . Staats fl. 257 .40

Pfandbriefe .
4 Pfätz . VHP. u - 1898 M . 103 20
4 Pr .B .-K.-A.VIl.IXThlr. 101 .60
4 Preuß . Centr .-Bod .-Kred.-

G - 85 ä 100 Tblr . 102 .30
4 Preuß - Hypoth.-Versich .»

Akt -Ges. unk . 1905 M - 123 .50
4 Rb .HyvS 44-49 u - 53 M . 102 .30
4 dto . unkündb. 1896 -97 M . 103 60
3' /- dto . M . 97 .30

Wechsel und Sorten .
Amsterdam fl . 100 168 .80
London Lstr . 1 20.30
Paris Fr . 100 81.- -
Wien fl . 100 16S .1S
Dollars in Gold 4 .10
20 Franken-Stück 16.18
Enal . Sovereigns 22.33

Reichsbank-Diskont ' L°/ ,
Frankfurter Bank -Diskont 3°/ ,

BürgerlicheRechtspflege .
Konkursverfahren.

K '8 . Nr . 8406 . Breiten . Ueber
das Vermögen des Zieglers Goltlieb
Jenner von Gochsheim wurde heute
am 9 . Juni 1894, Nachmittags 6 Uhr,
das Konkursverfahren eröffnet.

Der Agent Mauchert in Breiten
wurde zum Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum
2 . Juli 1894 bei dem Gerichte anzu»
melden .

Zur Beschlußfassung über die Wahl
eines andern Verwalters , sowie über
die Bestellung eines Gläubigerausschus-
ses und eintretenden Falls über die in
i 120 der Konkursordnung hezeichneten
Gegenstände und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen wurde auf

Mittwoch den 11. Juli 1894 ,
Vormittags 9 ' /z Uhr »

vor dem Gr . Amtsgericht hier Termin
anberaumt .

Ferner wurde verfügt :
Allen Personen, weiche eine zur Kon¬

kursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind , wird aufgegeben , nichtsan
den Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt , von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Be¬
friedigung in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum 2. Juli
1894 Anzeige zu machen .

Breiten , den 9 . Juni 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Schwab .
K 2 . Nr . 13,242 . Mosbach . In

dem Konkurse über das Vermögen des
Färbers , Kurz - und Wollwaarenhänd -
lers Ludwig Schütz jung in Aglaster-
hausen hat Gr . Amtsgericht Mosbach
auf Antrag des Konkursverwalters zur
Beschlußfassung über die Veräußerung
des Geschäfts des Gemeinschuldners im
Ganzen die Gläubigerversammlung be¬
rufen und Termin hiezu bestimmt auf :

Samstag den 30 . Juni 1894,
Vormittags 9 ' / ? Uhr .

Mosbach , den 9 . Juni 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Heber .
Vermögensabsondenmgen .

K -10. Nr . 5234 . Mosbach . Durch
Urtheil der I Civilkammer des Großh .
Landgerichts Mosbach vom 29 . Mai
1894 wurde die Ehefrau des Reif
schneidergebilfen Heinrich Müller IH .
in Eberbach, Sophie , geb . Kranth , für
berechtigt erklärt , ihr Vermögen von
demjenigen ihres Ehemannes abzuson¬
dern.

Mosbach, den 29 . Mai 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Landgerichts:

Grein .
Bekanntmachung .

K 4 . Nr . 9645 . Offenburg . Die
durch Beschluß des Gr . Amtsgerichts
hier vom 16 . Juli 1889 , Nr . 14,720 ,
ausgesprocheneVerbeiständung des Ma¬
thias Kurfürst , Landwirths von Bühl -
Dorf , wurde durch Beschluß des glei¬
chen Gerichts vom 20 . April ds . Js . ,
Nr . 6812 , wieder aufgehoben .

Offenburg , den 4 . Juni 1894 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Nusser .
Erbeinwetsung.

J .960 .2 . Nr . 7648 . Müllheim .
Großh . Amtsgericht Mullheim hat un¬
term Heutigen verfügt :

Jakob Asal in Straßburg , als ge¬
setzlicher >srbc der Johannes Fuchs
Ehefrau , Maria Katharina , geb. Asal,
bat um Einweisung in die Gewähr des >

Nachlasses des Johannes Fuchs von
Seefelden nachgesucht .

Diesem Gesuche wird ft angegeben,
wenn nicht binnen

sechs Wochen
Einsprache dagegen erhoben wird.

Müllheim , 7 . Juni 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Doll .
J .930 .2 . Nr . 4919 . Eppingen .

Die Landwirth Heinrich Dotterer Wit¬
we, Regine, geborene Diefenbacher von
Eppingen , hat um Einweisung in Besitz
und Gewähr des Nachlasses ihres am
18 . April 1894 verstorbenen Ehemannes
nachgesucht . Großh . Amtsgericht Ev -
pingen wird dem Gesuche entsprechen ,
wenn nicht binnen

sechs Wochen
Einsprache dagegen erhoben wird.

Eppingen , den 6 . Juni 1894 .
Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts :

Schütz .
Aufforderung.

J '952 . 3 . Triberg . Markus
Bäuerle von Neukirch , zur Zeit in
Amerika an unbekannten Orken, wird,
als zum Nachlaß seiner am 19. April
l. I . -u Neukirch verstorbenen Schwe¬
ster, Johanna Bäuerle , mitberusen, auf¬
gefordert, zum Zweck des Bcizugs zu
den Verlaffenschaftsverhandlungen

binnen sechs Wochen
Nachricht an mich gelangen zu lassen .

Triberg , den 3 . Juni 1894 .
Großherzogl . Notar

Edesheimer .
Zwangsversteigerung .

^ J ' IOOO. Karlsruhe .

Ankündigung.
Montag den S . Juli 18S4 ,

Nachmittags 2 Uhr ,
wird im Hause Hebelstraße 7 , ebener
Erde , in Folge richterlicher Verfügung
die nachbeschriebene, dem Metzger Hein¬
rich Haguer hier gehörigeLiegenschaft
einer H öffentlichen Versteigerung aus
gesetzt , wobei der Zuschlagerfolgt, wenn
der Anschlag auch nicht erreicht wird

R .U .L . X. 1765 .
Das in der Adlerstraße dahier un

ter Nr . 22 , einerseits neben Kauf¬
mann Emil Dürr , anderseits neben
Kaufmann Karl Wimpfheimer gelegene
zweistöckige Wohnhaus mit Quer - u .
Seitengebäude sammt aller Liegenschaft
lichen Zugehörde, einschließl . des Grund
und Bodens , taxirr zu . 109,000 M .

Einhundertneuutausend Mark .
Die Bedingungen können in meinem

Amtszimmer, Waldstraße 52 , einge
sehen werden .

Karlsruhe , den 7. Juni 1894 .
Großh . Notar

Beck .
Strafrechtspflege.

Ladung .
K .7. 1. Nr . 16,861 . Freiburg .
1 . Julius Krumm , geb. 31 . De¬

zember 1871 in Bahlingen , zuletzt
wohnhaft daselbst,

2. Georg Jakob Konstanzer , geb .
11. Oktober 1871 in Bötziugen»
zuletzt wohnhaft daselbst ,

3 . Adolf Schneider , geb. 6 . Okto¬
ber 1871 in Bötziugen, zuletzt
wohnhaft in Wasenweiler,

4 . Jakob Friedrich Bossert , geb.
14 . Dezember 1871 in Eichftetten,
zuletzt wohnhaft daselbst»

5 Karl Friedr . Gabelmann , geb.
3 . September 1871 zu Eichstetten ,
zuletzt wohnhaft daselbst ,

6 . Christian Friedrich Kern , geb .

24 . Dezember l871 zu Eichftetten ,
zuletzt wohnhaft daselbst ,

7 - Kart Kämmerer , geh . 22. Avril
1871 zu Emmendisgeu » zuletzt
wohnhaft daselbst ,

8- Friedrich Wikh . Kübnle , geb
10 . September 1871 in Emmen
dingen, , znletzt wohnhaft daselbst .

9. Wilhelm Heizwann , geb. So.
April 1871 in Mallerdingen - zu
letzt wohnhaft daselbst ,

10. Kabl Friedrich Wild , geb. 17
März 1871 in Nimburg , zuletzt
wohnhaft daselbst ,

11 - Hermann Kunzweiler , geb. 23 .
November 1871inBasel , heimaths-
berechtigt in Oberdausen,

werden beschuldigt ,
als Wehrpflichtige iu der Abficht , sich
dem Eintritte in den Dienst des stehen¬
den Heeres oder der Flotte zu ent¬
ziehen , ohne Erlaubnis das Bundes¬
gebiet verlassen , oder nach erreichtem
militärpflichtigem Alter sich außerhalb
des Bundesgebietes aufgehalten zu
haben.

Vergehen gegen 8 140 Rr . 1 R .-
Str -G .B -

Dieselben werden auf
Samstag den 14. Juli 1894 ,

Vormittags 8 ' /r Uhr ,
vor die H . Strafkammer des Gr - Land¬
gerichts hier zur Hauptvrrhaudlung ge¬
laden.

Bei unentschuldigtcmAusbleiben wer¬
den dieselben auf Grund der nach 8 472
der Strafprozeßordnung von dem Ci-
vilvorsitzeuden der Ersatzkommission zu
Emmendingen Über die der Anklage ur
Grunde liegenden Thatsachenausgestell
tm Erklärungen verurtheilt werden

Durch Beschluß des Großh . Landge¬
richts — Strafkammer II — dahier vom
23 . Mai 1894 , Nr . 2134 , wurde das
im Deutschen Reiche befindliche Ver¬
mögen der Angeklagten, Krumm , Schnei¬
der und Keru gemäß 8 326 St .P .O .
mit Beschlag belegt .

Freiburg . den 8 . Juni 1894
Großh . Staatsanwaltschaft .

Gageur .
J '885 .2 . Nr . 24,635. Heidelberg .

Karl Wißwesser , Friseur von Dils -
berg , zuletzt daselbst wohnhaft gewesen,
wird beschuldigt , als Ersatzresrrvist aus
gewandert zu sein , ohne von der bevor¬
stehenden Auswanderung der Militär¬
behörde Anzeige erstattet zu haben ,

Uebertretung gegen 8 360 Rr . 3 des
Strafgesetzbuches.

Derselbe wird aus Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf

Montag den 23 . Juli 1894 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor daS Gr . SchöffengerichtHeidelberg
zur Hauptverhandlung geladen .

Bei nnentschuldigtemAusbleibenwird
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozcßordrmng von dem Haupt¬
meldeamt des Bezirkskommandos zu
Heidelberg ausgestellten Erklärung ver»
urtheilt werden .

Heidelberg, den 4 . Juni 1894 .
Braungart ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
J 798 . 3 . Nr . n . 17,151 . Mann¬

heim . Der am 3 . Mai 1867 zu Neu-
Kürstenhütte geborene Dienstknecht Jo¬
hann Carl Müller HI , wohnhaft zu¬
letzt in Mannheim , wird beschuldigt ,
daß er als beurlaubter Reservist ohne
Erlaubniß ausaewandert sei. indem er
nach Ablauf semes ihm bis 12 . April
l . Js . nach Amerika ertheilten Urlaubs
nach Deutschland nicht zurückkehrte» —
Uebertretung gegen 8 360 Ziff . 3 R .»
St .G .B .

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts hier aus

Samstag den 28. Juli 1394 ,
Vormittags 8 Uhr ,

vor das Gr . Schöffengericht hier zur
Hauptverhandlung geladen . Bei unenl-
schuldigiem Ausbleiben wird derselbe
auf Grund der nach 8 472 Str . P O .
vom BezirkskommandoMannheim aus¬
gestellten Erklärung vom 26 . Mai 1894
verurtheilt « erden .

Mannheim , 31 . Mai 1894.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Staudt .
J856 .3 Nr . 17.436 . Mannheim .

Der am 21 . Januar 1863 zu Breilach ,
Amt Neckarsulm , geb. Schreiner

Johann August Huber ,
Landwehrmann 1. , zuletzt wohnhaft in
Mannheim , wird beschuldigt , daß er
als Landwehrmann ohne Erlaubniß
ausgewandert sei ; Uebertretung gegen
8 360 Ziff. 3 R .St .G .B .

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts hier auf :

Samstag den 11 , August 1894,
Vormittags 8 Uhr ,

vor das Gr . Schöffengericht hier zur
Hauptverhandlung geladen . Bei un-
entschuldigtem Ausbleiben wird derselbe
auf Grund der nach 8 472 Str .Pr .O .
vom Hauptmeldeamt Mannheim aus¬
gestellten Erklärung vom 31 . Mai 1894
verurtheilt werden .

Mannheim , 4 . Juni 1894.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Staudt ,
J '931,2 . Nr . 4698 . Walldürn

Müller Otto Beuch ert , geboren am
18. November 1864 in Riedern , Amt
Miltenberg, zuletzt in Hardheim wohn¬
haft gewesen , nunmehr an unbekannten
Orten abwesend , wird beschuldigt , daß
er als Landwehrmann ohne Erlaubniß
nach Amerika ausgewandert sei, ohne
von seiner bevorstehenden Auswande¬
rung der Militärbehörde Anzeige er¬
stattet zu haben , — Uebertretung gegen
8 360 Z , 3 R .St .G .B . Auf Anord
nung Gr , Amtsgerichts Hierselbst wird
derselbe auf Freitag den 31 . August
1894 , Vormittags ' ^ Uhr , vor das
Großh , Schöffengericht Walldürn zur
Hauptverhandlung mit dem Anfügen
geladen , daß er bei nnentschuldigtem
Ausbleiben aus Grund der von dem
Kgl . Landwehrbezirkskommando Mos¬
bach gemäß 8 472 St .P .O . ausgestell¬
ten Erklärung verurtheilt werden wird.

Walldürn , den 7 . Juni 1894 .
Der GerichtsschreiberGr .Amtsgerichts :

GraSberger .

K .14. Nr . 344 . Konstanz .

Bekanntmachung.
Zur Fortführung der Vermessungs-

Werke und der Lagerbücher nachfolgender
Gemarkungen ist im Einverständniß mit
den Gemeinderäthen der betheiligten Ge¬
meinden Tagsahrt jeweils auf dem Rath »
Hanse der betreffenden Gemeinde anbe¬
raumt , für die Gemarkung :

1 . -Siethiuge « , Donnerstag den
21 . Juni d . I , Vorm . 11 Uhr.

2 - Friedingeu , Montag den 25 .
Juni d . I . , Vorm . 11 Uhr.

3. Ueberliuge « a . R », Donners¬
tag den 28 . Juni d . I . , Vorm ,
' /rll Uhr.

4 . Bohlinger » , Donnerstag den
5 . Juli d . I . » Vorm . 9 Uhr.

5 . Allensbach » Montag den 9 .
Juli d . I . , Vorm - ' /rlO Uhr.

6 - Arle « , Donnerstag den 12.
Juli d . I .» Vorm . I I Uhr.

Die Grundeigenthümer werden hier¬

von mit dem Anfügen in Kenntniß ge¬
fetzt , daß das Berzeichmß der seit der
letzten Fortführung eingetreten-n , dem
Gemeinderath bekannt gewordenen Ver¬
änderungen im Grundeigenthumwährend
8 Tagen vor dem Fortführungstermin zur
Einsicht der Betheiligten aus dem Ralh -
hause aufliegt ; etwaige Einwendungen
gegen die in dem Verzeichnis vorge¬
merkten Aenderungen in dem Grund¬
eigenthum und deren Beurkundung im
Lagerbuch sind dem Fortfübrungsbe -
amten in der Tagfabrt vorzutragen.

Die Grundeigenthümer werden gleich¬
zeitig aufgefordert , die seit der letztes
Fortführung in ihrem Grundeigenthum
eingetretenen, aus dem Grundbuche
nicht ersichtlichen Veränderungen dem
Fortführungsbeamten in der bezeichnetea
Tagsahrt anzumelden. Ueber die in der
Form der Grundstücke eingetretenenVer¬
änderungen sind die vorgeschriebenen
Handrisse und Meßurkunden vor der
Tagsahrt bei dem Gemeinderath oder
in der Tagfahrt bei dem Fortführungs¬
beamten abzugeben , widrigenfalls die¬
selben auf Kosten der Betheiligten von
Amtswegen beschafft werden müßten.

Auch werden in der Tagfahrt Anträge
der Grundeigenthümer wegen Wieder-
bestimmung verloren gegangener Grenz¬
marken an ihren Grundstücken entgegen
genommen.

Konstanz, den 11 . Juni 1894 .
Der Großh . Bezirksgeometer:

_ Schneeberger ._
K12 . Nr . 222 . Breiten .

Bekanntmachung.
Zur Fortführung der Vermessungs¬

werke und der Lagerbüchernachfolgender
Gemarkungen ist im Einverständniß mit
den Gemeinderäthen der betheiligten Ge¬
meinden Tagsahrt jeweils auf dem
Rathhause der betr. Gemeinde anbe¬
raumt , für die Gemarkung :

1 . Neibsheim , Mittwoch den 20.
Juni , Vormittags ' /z9 Ubr ;

2 . Gickinge», Freitag , 22. Juni ,
Vormittags 8 Uhr ;

3 . Gochsheim , Montag den 25.
Juni , Vormittags 9 Uhr;

4 . Gondelsheim mit Bonartshau¬
sen , Montag , 2 . Juli , Vor¬
mittags 8 Uhr.

Die Grundeigenthümer werden hievon
mit dem Anfügen in Kenntniß gesetzt,
daß das Verzeichniß der seit der letzten
Fortführung eingetretenen , dem Ge¬
meinderath bekannt gewordenen Verände¬
rungen im Grundeigenthum während 8
Tagen vor dem Fortführungstermin zur
Einsicht der Betheiligten auf dem Rath¬
hause aufliegt ; etwaige Einwendungen
gegen die in dem Verzeichniß vorge¬
merkten Aenderungen in dem Grund¬
eigenthum und deren Beurkundung im
Lagerouch sind dem Fortführungs¬
beamten in der Tagfahrt vorzutragen.

Die Grundeigenthümer werden gleich¬
zeitig aufgefordert , die seit den letzten
Fortführungen in ihremGrundeigenthum
eingetretenen, aus dem Grundbuch nicht
ersichtlichen Veränderungen dem Fort¬
führungsbeamten in der bezeichnetea
Tagfahrt anzumelden. , Ueber die iu der
Form der Grundstücke eingetretenenVer¬
änderungen sind die vorgeschriebenen
Handrisse und Meßurkunden vor der
Tagfahrt bei dem Gemeinderath oder in
der Tagfahrt bei dem Fortführungsbeam¬
ten abzugcben, widrigenfalls dieselben
auf Kosten der Betbeiligten von Amts -
wegen beschafft werden müßten.

Breiten , den 11 . Juni 1894 .
Der Großh . BezirkSgeometer:

Münz .

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .
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